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VERWALTUNGSGERICHT DES KANTONS FREIBURG

III. VERWALTUNGSHOF

Sitzung vom 6. Februar 2003
Präsident : 
Michel Wuilleret 
Richter :
Josef Hayoz und Gabrielle Multone
In Sachen Beschwerde vom 5. Dezember 2002
(3A 02 176)

eingereicht von

XXX, in ..., 

gegen

den Entscheid der Sozialkommission des Sozialdienstes Y vom 28. November 2002
(Festsetzung der Höhe der materiellen Sozialhilfe)

Gestützt :

auf den Entscheid vom 25. September 2002, mit dem die Sozialkommission des Sozialdienstes Y (die Sozialkommission) die materielle Hilfe für XXX auf monatlich 364.- Franken festsetzte;
auf den Entscheid vom 13. November 2002, mit dem die Sozialkommission die Einsprache von XXX abwies;

auf die Beschwerde, die XXX am 10. Dezember beim Verwaltungsgericht gegen diesen Entscheid erhob und die am 6. Januar 2003 in ihrer französischen Übersetzung eingereicht wurde;

auf die Stellungnahme der Sozialkommission vom 23. Januar 2003, mit der die Abweisung der Beschwerde beantragt wurde.

In Erwägung:
Die am 10. Dezember 2002 erhobene Beschwerde von XXX gegen den Entscheid vom 28. November 2002 ist fristgemäss und in der vorgeschriebenen Form erfolgt (Art. 79-81 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege; VRG; SGF 150.1).

Aufgrund von Artikel 36 des Sozialhilfegesetzes (SHG; SGF 831.0.1) ist das Verwaltungsgericht zuständig für Beschwerden gegen Einspracheentscheide in Sachen Sozialhilfe.

Das SHG regelt die Sozialhilfe, die von den Gemeinden und vom Staat Personen gewährt wird, welche im Kanton wohnen, sich hier aufhalten oder vorübergehend anwesend sind (Art. 1 Abs. 1 SHG). Als bedürftig gilt, wer soziale Schwierigkeiten hat oder nicht in der Lage ist, ausreichend oder rechtzeitig mit eigenen Mitteln für seinen Lebensunterhalt aufzukommen (Art. 3 SHG).
Nach Artikel 4 SHG umfasst die Sozialhilfe die Vorbeugung, die persönliche Hilfe, die materielle Hilfe und die soziale Eingliederungsmassnahme (Abs. 1). Die Vorbeugung umfasst alle allgemeinen oder besonderen Massnahmen, mit denen sich die Beanspruchung persönlicher und materieller Hilfe vermeiden lässt (Abs. 2). Die persönliche Hilfe umfasst namentlich das Gespräch, die Information und Beratung (Abs. 3). Die materielle Hilfe ist eine in Naturalien oder in Bargeld erteilte Leistung (Abs. 4), und die soziale Eingliederungsmassnahme schliesslich ermöglicht es der Sozialhilfebezügerin oder dem Sozialhilfebezüger im Rahmen eines Vertrags zur sozialen Eingliederung, wieder autonom zu werden und erneut einen Platz im sozialen Gefüge einzunehmen (Abs. 5).

In seiner Botschaft aus dem Jahre 1991 zum Entwurf des Sozialhilfegesetzes (und deren Erwägungen nach wie vor ihre Gültigkeit haben) erinnerte der Staatsrat daran, dass die erteilte Hilfe in erster Linie eine persönliche Hilfe zu sein habe, in Form von Information und Beratung, die es der gesuchstellenden Person ermöglichten, mit ihren verfügbaren Mitteln zurecht zu kommen und nicht wieder in die jetzige Abhängigkeit oder Bedürftigkeit zurückzufallen. Erst wenn diese Mittel erschöpft sind, tritt die eigentliche materielle Hilfe auf den Plan. Diese ist somit eines der letzten Hilfsmittel; die gesuchstellende Person hat keinen Rechtsanspruch darauf, im Unterschied zu den Sozialleistungen wie z.B. den Ergänzungsleistungen oder der Hilfe an die Zahlung der Krankenversicherungsprämien, die ohne Gegenleistung von der öffentlichen Hand erteilt werden. Die Sozialhilfe ist auch kein garantiertes Mindesteinkommen, das unter bestimmten gesetzlich definierten Voraussetzungen geschuldet würde, sondern sie wird aufgrund einer individuellen Abklärung der effektiven Bedürfnisse der gesuchstellenden Person gewährt (s. Botschaft Nr. 272, 12. März 1991, III, Ziffer 1 in fine und Ziffer 2), um diese zur Teilnahme am aktiven und sozialen Leben zu ermutigen und auch mit dem Ziel, ihr persönliches Verantwortungsbewusstsein zu stärken (s. auch unveröffentlichter Verwaltungsgerichtsentscheid vom 14. Juli 2000 in der Sache A).
Art und Umfang der Sozialhilfe werden durch die Vorschriften des SHG und dessen Ausführungsreglement (ARSHG; SGF 831.0.11) bestimmt sowie – was die materielle Hilfe angeht – durch den Beschluss über die Richtsätze für die Bemessung der materiellen Hilfe nach dem Sozialhilfegesetz (der Beschluss; SGF 831.0.12). Nach diesem Beschluss beläuft sich die Deckung des Existenzbedarfs einer allein stehenden Person auf monatlich 1'055 Franken für ihren Unterhalt, plus die Mietkosten (Nebenkosten inbegriffen) und die Kosten der medizinischen Grundversorgung (einschl. Kosten zahnerhaltender Behandlungen) (s. Art. 1,2 und 5).

Nach Artikel 7 des Beschlusses werden sämtliche Einkünfte und das Vermögen der gesuchstellenden Person und aller im gleichen Haushalt lebenden Personen in der Berechnung des Budgets für die materielle Hilfe berücksichtigt.

Im vorliegenden Fall wird nicht bestritten, dass die Einkünfte des Beschwerdeführers sich aus einer AHV-Rente von 491.- Franken und einem von seiner getrennt lebenden Gattin ausgerichteten Unterhaltsbeitrag von monatlich 200.- Franken, das heisst aus insgesamt 691.- Franken bestehen. Die Ehefrau übernimmt darüber hinaus die Miet- und die Krankenversicherungskosten von XXX.
Somit muss festgestellt werden, dass alle Grundbedürfnisse des Interessierten - nämlich Wohnung, Krankenversicherungsprämien und Unterhaltspauschale von 1'055 Franken monatlich, wie vom Beschluss festgesetzt – gedeckt sind, sobald die Sozialkommission die Einkünfte von XXX durch die Ausrichtung einer materiellen Hilfe von 364.- Franken ergänzt.

Damit ist der Entscheid der angeklagten Behörde aus der Sicht der obgenannten gesetzlichen Bestimmungen unangreifbar, insbesondere im Hinblick auf den Artikel 7 des Beschlusses berücksichtigte sie berechtigter Weise für die Festsetzung der materiellen Hilfe an den Interessierten den monatlichen Unterhaltsbeitrag der Ehefrau von 200.- Franken (s. auch Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe, SKOS, Richtlinien für die Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe, 2. Ausgabe 1998, Kap. F.3-1 und F.3-2).
Der Beschwerdeführer macht jedoch geltend, dass seine persönlichen Ausgaben weit über dem Pauschalbetrag von 1'055 Franken liegen. Geltend macht er die Kosten der Benützung des (von der Ehefrau zur Verfügung gestellten) Autos (monatlich 200 Franken für Benzin und 80 Franken für Winterreifen), seine Telefon- und TV-Kosten (einschl. Gesprächsgebühren und Abonnement) von monatlich 120 Franken, Wasch- und Geschirrwaschmittel für monatlich 70 Franken. Ferner benötige er ein Paar Schuhe für den Winter (rund 85 Franken), ein Paar Hosen, einen Mantel und Hemden für mindestens 180 Franken und Unterwäsche und Socken für 35 Franken. Seine Kosten für Büromaterial und Briefmarken beliefen sich auf 55 Franken, seine Ausgaben für Ausgang, Theater, Kino und Konzerte auf 50 Franken, und für den Einkauf von Lebensmitteln und Getränken gebe er rund 320 Franken monatlich aus.
Somit behauptet er, dass seine – geltend gemachten, jedoch nicht nachgewiesenen – Ausgaben in Höhe von 1'195 Franken die vom Beschluss festgesetzte Monatspauschale um 140 Franken übersteigen.

Grundsätzlich sollte es die Ausrichtung eines Pauschalbetrags erlauben, das Verantwortungsbewusstsein der Bezügerinnen und Bezüger in der selbständigen Verwaltung der zur Verfügung gestellten Summe zu fördern (s. SKOS, Kap. B.2-4).
Im Übrigen werden die Kosten für die Benützung eines Fahrzeugs nur dann berücksichtigt, wenn sie mit einer beruflichen Tätigkeit verbunden sind (Erwerbsunkosten), und die Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln im lokalen Netz sind schon in der Unterhaltspauschale berücksichtigt (s. SKOS, Kap. C.3-1).

Es ist demnach Sache des Beschwerdeführers, das ihm zur Verfügung stehende Budget nach dessen Grenzen zu verwalten und wenn er weiterhin mit dem Auto fahren will, die diesbezüglichen Kosten oder aber andere Kosten dementsprechend zu reduzieren.

Auf jeden Fall ist ausgeschlossen, dass die Sozialhilfe die Kosten der Benützung eines Fahrzeugs übernimmt, dessen strikte Notwendigkeit in diesem Fall nicht erwiesen ist.

Was die übrigen Ausgabeposten betrifft, so ist hervorzuheben, dass sie allesamt durch die Unterhaltspauschale gedeckt werden, wie sie der Beschluss unter Bezugnahme auf den Grundsatz der SKOS-Monatspauschalen festgesetzt hat (s. Art. 1 und 2 des Beschlusses; SKOS, Kap. B.2-1 ff.).

Im Weiteren ist offensichtlich, dass der Beschwerdeführer die strikte Notwendigkeit, monatlich insgesamt 300 Franken für seine Bekleidung auszugeben (FR. 85.- + 180.- + 35.-) nicht nachgewiesen hat, so dass er in Aufteilung dieser Ausgabe auf mindestens 2 Monate diese ohne Einschränkung bewältigen könnte.
Schliesslich hat er weitere Ausgaben weder geltend gemacht noch nachgewiesen, die nicht gesetzesgemäss berücksichtigt worden wären oder die gegebenenfalls Gegenstand einer gelegentlichen Hilfe (s. Art. 6 des Beschlusses) sein könnten.

Aus allen diesen Gründen muss der gesetzeskonforme Entscheid der Sozialkommission bestätigt und demzufolge die Beschwerde von XXX abgewiesen werden.

Da die Beschwerde offensichtlich unbegründet ist, wird dieses Urteil in Anwendung von Artikel 99 VRG summarisch begründet.

Da die Sozialhilfe in gewisser Weise in das Gebiet der Sozialversicherungen fällt, werden keine Verfahrenskosten erhoben (Art. 129 VRG).

Der III. Verwaltungshof
beschliesst:

1. Die Beschwerde von XXX wird abgewiesen.



2. Es werden keine Verfahrenskosten erhoben.



3. Dieser Entscheid wird dem Beschwerdeführer in …, der Sozialkommission des Sozialdienstes Y und dem kantonalen Sozialamt zur Information mitgeteilt.

Givisiez, den 6. Februar 2003


Der Präsident

Michel Wuilleret
